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Protofolle der Erfien Kammer ,

Zweyte Sitzung .

Karlsruhe , den 3o . Mår ; rg22 .

Gegenmwmårtig
die in der erſten Sitzung erſchienenen ) Mitglieder mit

Ausnahme :
Sr . Hoheit des Durchlauchtigſten Praͤſidenten Herrn

Markgrafen Wil hlelm zu Baden ,
Sr . Hoheit des Herrn Markgrafen Leopold zu

Baden ,

Sr . Hoheit des Herrn Markgrafen Maximilian zu
Baden

und des Herrn Staatsminiſters Frhru . d. Be rkheim ;
weiter anweſend

der Herr Regierungs s Commifår , geh . Referendaͤr y.
Liebenſtein .

Unter dem Vorſitz des zweyten Vicepraͤſtdenten ,
Staatsraths Frhrn . v. Baden .

Auf die Einladung des Vicepraͤſtdenten legte der

geheime Referendaͤr v. Liebenſt ein , welcher ſich
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Zweyte Sitzung vom 30 , März - 21

als Regierungs⸗Commiſſaͤr mittelſt eines hoͤchſten Re —⸗

ſeripts vom 28 . Maͤrz d. J . legitimirte

Beylage Ziffer 12 u . 13 .
der Kammer folgende Geſetzes Entwuͤrfe vor :

I ) den Entwurf eines Gefeges dber die Gtudier -
freyheit .

Beylage Ziffer 14 .
2) den Entwurf eines Geſetzes uͤber die Berant :

lichkeit der oberſten Staatsdiener

Beylage Ziffer 15 .
)) den Entwurf eines Geſetzes uͤber das PVerfah—

ren in Fillen der Anklage gegen Miniſter und Mitglie —
der der oberſten Staats - Behoͤrde , wegen Verletzung der

Verfaſſung oder anerkannt verfaſſungsmaͤßiger Rechte .
Beylag e Ziffer 16 .

Er begruͤndete zugleich dieſe Entwuͤrfe durch die
unter Ziffer 17 . u. 18 . anliegenden Vortraͤge .

Auf die von dem Vicepraͤſidenten geſtellte
Frage :

Ob die Kammer ſofort zur vorlaͤufigen Beſprechung
uͤber dieſe Vorſchlãge nd zu Ernennungh der Commiſ —
fionen ſchreiten wolle ?

beſchloß
die Kammer , da bemerkt wurde , daß es wegen zukuͤnf ,
tiger Fälle von Wichtigkeit fey , die Vorberathung nicht
unmittelbar auf die Vorlegung der Geſetz ⸗Entwuͤrfe
folgen zu laſſen ,

Beides auf naͤchſtenMontag auszuſetzen .
Hierauf wurde das Protokoll der erſten Sitzung

verleſen , und mit einer ſogleich in der Faſſung deſſelben
berürkſichtigten Bemerkung einſtimmig genehmigt .

Demnachſt bemerkte das Secretariat , daß der ge —heime f
——— —heime Hofrach Zach ariaͤ ſeine Motion , die Ernennung
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einer ftândigen Commiffon zür Prüfung der Anträge
und Motionen , welder Auslegung der Verfaſſungs - Ur —
tunde oder der Gefcháftordnung zim Gegenſtande ha —

ben, betreffend, frifilicdh angezeigt babe .

Beylage Ziffer 19 .

Srhr . v. Gemmingen Steinegg : Yh erlaube

mir wegen einer Berfafungs =Sache eine Anfrage an

rie Rammer zu richten . ES ift von - mir und andern

Mitgliedern der Kammer beſonders bemerkt worden ,

daf Se . Kónigliche Hoheit diefmal nicht , wie auf dem

erſten Landtage , die Wahl des zweyten Vicepraͤſidenten

der HKammer uͤberlaſſen , ſondern dieſen hoͤchſtſelbſt er —

nannt haben . So ſehr ich mich nun dieſer Ernennung ,

was die Perſon betrifft , erfreue , ſo waͤre es doch ſehr

zu wuͤnſchen , daß der Kammer die Gelegenheit bliebe ,

in Zukunft durch eine Wahl dem einem oder dem andern

ihrer Mitglieder ihre Achtung zu bezeigen

Frhr . v. Berftett : Nah der Berfafunggs Ur -
funde fteht dem Großherzoge ausſchließlich das Recht

zu , den Praͤſidenten der Kammer zu ernennen ; hieraus

folgt von ſelbſt , daß ihm daſſelbe Recht auch in Anſe —

hung des Stellvertreters des Praͤſidenten zukommt . In

dem Reſeripte vom Jahr 1819 wurde die Wahl des

zweyten Vicepraͤſidenten ausdruͤcklich nur fuͤr die ſes
Wal der erſten Kammer überlaſſen :

Frhr . v. Tauͤrkheim : Die Verfaſſungs - Urkunde
erklaͤrt ſich nur uͤber die Ernennung des Praͤſidenten ;

ſie ſchweigt von der der Vicepraͤſidenten . Sie laͤßt

alſo allerdings zweifelhaft , von wem dieſe Ernen —

nung ausgehen ſoll . Die Frage iſt von großer Wich —

tigkeit , und billig von allen Seiten in Erwaͤgung zu

ziehen . Sie kann aber nicht ſofort erledigt , ſondern ſie

muß auf jeden Fall an eine Commiſſton verwieſen werden .

r z PEE
OANSET— * D E e O N S
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Frhra v. Zyllnhardt : Die Frage ſcheint eine von

denen zu ſeyn , welche fuͤr die ſtaändige Commiſſion gehoͤ⸗
ren wuͤrden , die der Hr. geheime Hofrath Zachariaͤ in

der letzten Sitzung in Vorſchlag gebracht hatz bis über

dieſen Vorſchlag ein Beſchluß gefaßt ſeyn wird , koͤnnte

die jetzt aufgeworfene Frage ausgeſetzt werden .

Hiermit erklaͤrte ſich der Frr . v . Tuͤrkheim ein —
verſtanden .

v. Rotte : Der Musgang Deg in der vorigen

Sitzung gemachten Vorſchlags iſt noch zweifelhaſt .
Beſſer wuͤrde es ſeyn , wenn der Frhra v . Gemmingen⸗

Steinegg die geſtellte Frage als eine foͤrmliche Mo —

tion bey dem Secretariate einreichte .

Da ſich der Proponent hiezu bereit erklärte , fo
wurde dieſer Gegenſtand für heute als auf ſich beru —

hend angeſehen .

Endlich wurde die im Eingange dieſes Protokolls

gedachte Motion des geh . Hofraths Zacharia in vor —

laͤufige Berathung gezogen .

Frhr .v. Berftett , v. Kettner , Baumgárt ,
ner und v. Rotted erflërten fid gegen diefen Bor -

fhlag , befonderg weil er mit der Geſchaftsordnung im

Widerſpruch ſtehe ; die Frhrn . v. Tuͤrkheim und

Zyllnhardt aber unterſtützten denſelben zu dem Ende,
damit er in dem durch die Geſchaͤftsordnung vorgezeich —
neten Wege in naͤhere Betrachtung gezogen werden

koͤnne . Durch Stimmenmehrheit wurde dieß Legtere

beſchloſſen .

Fihr vi galln portr .
Zacharis —
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Beylag e Ziffer z

Ludwig von Gottes Gnaden ,
Großherzog zu Baden , Herzog zu Zåþringen ; Lands

graf zu Nellenburg , Graf zu Salem , Petershauſen
und Hanau u. ſ. w.

Wir beauftragen hiermit Unſern geheimen Referen⸗
daͤr v. Liebenſtein , den von Uns genehmigten Ent —

wurf eines Geſetzes uͤber Studierfreyheit den beiden
Kammern Unſerer getreuen Skaͤnde und zwar zuerſt der

erſten Kammer vorzulegen , und bey den Diseuſſionen
daruͤber zu vertheidigen .

Signatum , Karlsruhe den 28 . Mår 1822 .

EUSTA
vdt . grhr . v. Berkheim .

Auf Befehl Sr . Koͤnigl . Hoheit .
Barack .

Beylag e Ziffer 13 .

fudwig von Gottes Gnaden ,
Großherzog zu Baden , Herzog zu Zaͤhringen ; Land —

graf zu Nellenburg , Graf zu Salem , Petershauſen
und Hanau w. f. w.

Wir beauftragen hiermit Unfern geheimen Referens
dår y. Liebenftein , die von Ung genehmigte neue
Redaction des Gefegeg Aber die Verantwortlichkeit der

Miniſter und Mitglieder der oberſten Staats Behoͤrde ,
ſodann den von Uns ebenfalls genehmigten Entwurf ei —

— — RETE NyEAN a*
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nes Geſetzes über daS Verfahren ſin Faͤllen der Anklage
den beiden Kammern Unſerer getreuen Staͤnde , und
zwar zuerſt der erſten Kammer zvorzulegen , und bey
den Disceuſſtonen daruͤber zu vertheidigen :

Signatum , Karlsruhe den 28 . Maͤrz 1822 .

Ludwig .
vdt . Frhr . v. Berkheim —

Auf Befehl Sr . Koͤnigl . Hoheit

Barack .

Beylage Ziffer 14 .

Entwurf
eines Geſetzes uͤber die Studierfreyheit .

Neske

Die Berordnungen vom r . Juni 1810 , vom 24. Juni
1812 , und vom 21 . Decbr. 1815 ſind hiermit aufgehoben .

§ . 2 .

Kuͤnftig ſteht es jedem Inlaͤnder frey , ohne vor —⸗
hergehende Staats — Erlaubniß zu ſtudiren , was und
two er mif ,

Goz :

-Seher Inlaͤnder , der leine der beiden Landes
Univerſttaͤten beziehen wil , der muf fih , ehe er zum
akademiſchen Buͤrgerrecht zugelaſſen werden darf , in
den dafuͤr geordneten Formen genuͤgend daruͤber aus —
weiſen , daß er die erforderliche vorbereitende Befaͤhi⸗
gung entweder auf oͤfſentlichen Lehranſtalten des In —
oder Auslandes oder durch Privatunterricht erlangt
hat. Solche Inlaͤnder , die ſich von inlaͤndiſchen Ly—
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ceen und Gymnaſien auf auslaͤndiſche Univerſttaͤten be —

geben wollen , muͤſſen von dieſen Lehranſtalten auf gleiche
Weiſe entlaſſen und mit den Zeugniſſen uͤber hinrei —
chende vorbereitende Befaͤhigung verſehen werden , wie

diejenigen Inlaͤnder , welche ihre Studien auf den Lan -
deg - Univerfitåten fortfegen moklen .

Solche Inlaͤnder , die blos Privatunterricht genof —
ſen haben , und ſich auf eine auslaͤndiſche Uiiverfitåt bez

geben wollen , múfen fich bey einer infåndifchen mitt -
lern Lehranftalt průfen laffen , und von da aug mit dea

Zeugniſſen uͤber hinreichende vorbereitende Befaͤhigung
perſehen werden .

Solche Inlaͤnder endlich , die ſich nach genoſſe —
nem Unterricht auf einer auslaͤndiſchen Mittelſchule von

da auf eine auslaͤndiſche Univerſitaͤt begeben wollen , muͤſ⸗
ſen von jener Lehranſtalt mit den gehoͤrigen Zeugniſſen
uͤber ihre hinreichende vorbereitende Befaͤhigung verſehen
werden .

EA

Weder dag afademifche noch dag Privatfudium giebt
kuͤnftig einen Anſpruch auf Anſtellung im Staatsdienſt .

Die jungen Theologen beider chriſtlichen Confeſſio —
nen erwerben einen ſolchen Anſpruch erſt durch die Auf —
nahme in die Candidatenliſten , oder durch die Erthei —
lung des Tafeltitels .

Junge Rechtsgelehrte , Cameraliſten , Aerzte und

Chirurgen koͤnnen erſt alsdann , wenn ſie nach vollende

ten Studien eine Pruͤfung mit gutem Erfolg beſtanden
und ſich darauf die gehoͤrige praktiſche Befaͤhigung er —

worben haben , eine Anſtellung im Dienſte des Staats

erwarten , ohne jedoch auch alsdann einen poſitiven An —

ſpruch darauf zu baben :
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—J
Die Pruͤfung , und wenn ſie ein genuͤgendes Reſul⸗

tat gewaͤhrt hat , die Zulaſſung zu den Mitteln prakti⸗
ſcher Befahigung kann Keinem verſagt werden , der :

a ) Dag in dem §. 3. Vorgefhriebene erfüllt þat ;
b) Gih in gehoͤriger Form ğber die Vollendung

ſeiner akademiſchen Studien auszuweiſen vermag .

§. 6.

Durch beſondere Verordnungen , inſofern die bis —
her beſtandenen nun nicht mehr genuͤgen , ſollen feſtge —
ſetzt werden :

a) Die Vorſchriften uͤber die zum Beſuch der Uni —

verſitaͤten bey Inlaͤndern erforderliche Vorbereitung
und Befaͤhigung und die daruͤber beyzubringenden Nach⸗
weiſungen .

b) Die Vorſchriften uͤber die Pruͤfungen der jungen
Theologen beider chriſtlichen Confeſſtonen , uͤber ihre
Aufnahme in die Candidatenliſten und die Ertheilung
des Tafeltitels .

c ) Die Vorſchriften uͤber die Pruͤfungen junger
Rechtsgelehrten , und uͤber die Zulaſſung derſelben zur

praktiſchen Befaͤhigung und zur Advokatur .

d) Die Vorſchriften uͤber die Pruͤfungen junger
Cameraliſten , und die Zulaſſung derſelben zur prakti —
ſchen Defaͤhigung .

e ) Die Vorſchriften uͤber die Pruͤfungen junger
Aerzte und Chirurgen , und die Ertheilung der Erlaub —

niß zur aͤrztlichen und wundaͤrztlichen Praxis an die —

ſelben .
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Beylage Ziffer 15 .

Gefegess Entwurf úber die Verantwortlichkeit der

oberſten Staatsdiener .

Ludwig von Gottes Gnaden ,
Großherzog zu Baden , Herzog zu Zaͤh r in⸗

gen , Landgraf zu Nellenburg , Graf zu
Salem , Peters hauſen und Hanauſze . ꝛc.

In der Verfaſſungs Urkunde iſt den Kammern Unſerer
Landſtaͤnde das Recht ertheilt worden , die Miniſter und

Mitglieder der oberſten Staatsbehoͤrde wegen der Ver —

letzung der Verfaſſung oder anerkannt verfaſſungsmaͤſ⸗
ſiger Rechte anzuklagen . Ein beſonderes Geſetz ſoll die

Faͤlle der Anklage , die Grade der Ahndung , die ent —

ſcheidende Behoͤrde und die Procedur beſtimmen .
ŞHT .

Wenn eine That , wodurch die BVerfaffiung oder an -
erfannt verfafungsmåffige Rechte verlegt werden , von
einem Staatsdiener herruͤhrt , welcher nicht Mitglied
Unſerer oberſten Staatsbehoͤrde iſt , oder doch in dieſem
Fall , als in ſeiner Dienſtfuͤhrung derſelben untergeord⸗
nct betrachtet werden muf , fo haben die Staͤnde dag

Recht , ihre Beſchwerde bey der hoͤchſten Behoͤrde anzu —
bringen , welche der Verletzung auf der Stelle abhelfen ,
und entweder im Wege der Dienſtordnung , oder durch
die competente Juſtizſtelle , die gebuͤhrende Ahndung
eintreten laſſen wird .

Gaa

Der fórmlihen Anflage durd die Kammer iſt hin⸗
gegen unterworfen jede That , wodurch von einem oder
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mehreren , keiner vorgeſetzten Behoͤrde untergeordneten
Staatsbeamten , die Verfaſſung oder anerfannt verfaf -
ſungsmaͤſſige Rechte entweder im Ganzen oder in ein —
zelnen Punkten wirklich verletzt werden .

WoR
Die Anlage fann demnach von den Kammern ’ ers

Hoben werden :

a ) Gegen einzelne Miniſter oder andere Staatsbeamte ,
wenn ſolche entweder uͤberhaupt keiner vorgeſetzten
Behoͤrde untergeordnet ſind , oder doch in dieſem
beſondern Fall ſelbſtſtaͤndig und ohne Unterordnung
unter eine hoͤhere Behoͤrde gehandelt haben .

b) Gegen die ſaͤmmtlichen Mitglieder der oberſten
Staatsbe hoͤrde, wenn die That , welche zu der

Anklage Veranlaſſung giebt , von dieſer Behoͤrde
herruͤhrt .

§. 4.

Als Mitglieder der oberſten Staatsbehoͤrde ſind
dermalen anzuſehen , die ordentlichen Mitglieder Unſeres
Staats - Miniſteriums .

Die einzelnen Mitglieder der oberſten Staatsbe —

hoͤrde koͤnnen ſich fuͤr ihre Perſon von der Anklage be —

freyen , wenn fe darzuthun vermögen , daß ſie entweder
an der Verfuͤgung , welche den Gegenſtand der — A
ausmacht , oder dazu die Veranlaſſung gegeben , als
abweſend keinen Antheil genommen , oder daß ſie gegen
dieſelbe geſtimmt , und ſich dagegen ausdruͤcklich und

unter Anführung der Gruͤnde , zum Protokoll verwahrt
haben .

6.

Alle auf die Verfaſſung und verfaſſungsmaͤſſige
Rechte ſich beziehende Verfuͤgungen und Beſchluͤſſe ,
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werden vön einem oder mehreren der nach S; 3. derante

wortlichen Staatsdiener unterzeichnet .

8

Im Falle , daß ein , dieſer Anklage unterworfener

Staatsdiener , ehe dieſelbe angebracht wird , aus dem

Staatsdienſte treten ſollte , hoͤrt das Anklagerecht der

Staͤnde mit dem Schluß des erſten , nach dem Dienſt —

austritt deſſelben zuſammenberufenen Landtags auf ,

vorbehaltlich uͤbrigens der uͤber die Verjaͤhrung der Ver —⸗

gehen und Verbrechen beſtehenden geſetzlichen Vor —

ſchriften .

S

Wenn die Staͤnde klagend auftreten zu muͤſſen glau —⸗

ben , ſo ſind die Anklagepunkte beſtimmt zu bezeichnen ,

und in jeder Kammer durch eine Tommiſſion zu pruͤfen ,

wobey das ſonſt nach der Geſchaͤftsordnung zulaͤßige

abgekuͤrzte Verfahren niemals ſtatt haben kann . Ver —

einigen ſich beide Kammern durch Zuſtimmung der Mehr —

heit einer jeden derſelben , uͤber das Anbringen der

Klage , ſo wird ſie von derjenigen Kammer , welche den

Antrag gemacht hat , ſammt den Belegen , durch eine

Deputation an Uns Selbſt gebracht , und zugleich der

hoͤchſten Staatsbehoͤrde im gewoͤhnlichen Wege davon

Nachricht ertheilt . Die naͤhern Beſtimmungen uͤber das ,
der wirklichen Anklage vorgehende Verfahren in den

beiden Kammern , werden in einem beſondern Geſetz

gegeben .

EES
In den Faͤllen ſolcher Anklage , tritt der Anklage —

Proceß ein . Durch ein beſonderes Geſetz werden die

Beſtimmungen uͤber den Gerichtshof , vor dem die An —

klage angebracht und entſchieden werden muß , und uͤber

das Verfahren vor demſelben gegeben .
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Gegen den Ausſpruch des Gerichtshofes findet kein

RechtsMittel ſtatt .

—
Diè Grade der Ahndung beſtimmen ſich nach der

Groͤße der boͤſen Abſicht oder Schuld , nach der Groͤße
und dem Umfang des zugefuͤgten Schadens , und den

geſetzlichen Regeln der Zurechnung . Die Ahndungen
ſelbſt beſtehen in Verweiſen , Suͤſpenſton , Eutfernung
vom Amt mit oder ohne Penſton , endlich in Diènftent -
ſetzung .

Wenn die Verletzung der Verfaſſung oder verfaſ⸗
ſungsmaͤßiger Rechte in ein anderes beſtimmtes Ver⸗

brechen uͤbergeht , ſo bleibt das gewoͤhnliche Verfahren
und die geſetzlichen Strafen , ſo wie in allen Faͤllen der

Schadens - Erſatz vorbehalten .

— —
Es verſteht ſich von ſelbſt , daß Uns in jedem Fall

das Recht der Begnadigung unbenommen bleibt ; doch
werden Wir dieſes Recht niemals dahin ausdehnen ,
daß ein , in Gefolge ſolcher Anklage zur Entfernung
vom Amt verurtheilter Staatsdiener an ſeiner bisheri —
gen Stelle gelaſſen , oder ein zur Dienſtentſetzung ver —

urtheilter Staatsdiener in einem andern Juſtiz s oder

Adminiſtrativ - Amt angeſtellt werde , es waͤre denn ,

daß in Ruͤckſicht auf Wiederanſtellung , das gerichtliche
Erkenntniß einen ausdruͤcklichen , dem zur Dienſtentſe —
tzung Verurtheilten guͤnſtigen Vorbehalt enthielte .

——
Dem ( oder den ) Angeſchuldigten ſteht ein geſetzli —

cher Anſpruch auf Genugthuung gegen diejenigen fuͤnf

Staͤndeglieder zu , welche die Motion auf Erhebung
einer Anklage geſtellt haben : wenn
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1 ) die Kammer , in welder die Motioh angebracht
worden , diefelbe verwirft , und die Motion auf

falſch befundene Thatſachen gebaut , oder mit eh —
renruͤhrigen Ausdruͤcken begleitet war , oder

2 ) wenn eine Motion auf MnÉlage zwar von beiden

Kammern angenommen : morden ift , eg fich aber

bey der gerichtlichen Verhandlung ergeben hat , daf
fie auf erdichtete oder verfaͤlſchte Thatſachen ge —
baut war .

Im erſten Fall erkennt die Kammer ſelbſt , und im

zweyten der Gerichtshof uͤber die Genugthuung , welche
nach Befund der Umſtaͤnde in Misbilligung , Verweis

oder Ausſchlieſſung aus der Kammer beſtehen kann .

Beylage Ziffer 16 .

Entwurf eines Geſetzes uͤber das Verfahren in Faͤllen
der Anklage gegen Miniſter und Mitglieder der oberſten
Staatsbehoͤrde , wegen Verletzung der Verfaſſung

oder anerkannt verfaſſungsmaͤßiger Rechte .

Ludwig von Gottes Gnaden ,

GroßherzogzuBaden ,Herzog zuZahringen ,
Landgraf zu Nellenburg , Graf zu Salem ,

Petershaufen und Hanau ec .

Ertkeier FIitek
Bon den der Anflage vorhergehenden Hechandlungen in den

laudſtaͤndiſchen Kammern .

ŞEí . ; —
In jeder der beiden Kammern kann der Antrag

— AnaSa L E ENAT AT Oa . OSENARS N EN ANE E a A M E aa O
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glieder der oberſten Staatsbehoͤrde geſtellt werden

Sona
Yn derjenigen der beiden Kammern , in welder zu -ert ein Antrag auf Erhebung einer Anflage gefellt wird ,

muß auch die erſte Verhandlung daruͤber ſtatt finden .

—
Jede Motion auf Erhebung einer ſolchen Anklage

muß wenigſtens von fuͤnf Mitgliedern der Kammer uns
terzeichnet feyn . Ueber eine von weigern Mitgliedern
unterzeichnete Motion fann Feine Verhandlung in der
Kammer ſtatt finden .

Sarca
Wenn die Motion in dem gewoͤhnlichen Wege err -

fert worden ift , fó bat die Ranımer zu entſcheiden , ob
ſie auf ſich beruhen , oder von der oberſten Staatsbe —
hoͤrde uͤber den Gegenſtand derſelben Auskunft verlangt
werden folk ,

$- 3.
Jn dem legten Falle wird , nachdem die Kammer

die verlangte Ausfunft erhalten hat , entſchieden , ob
die Motion verworfen , oder an die Abrheilungen ver -
wieſen , oder ohne Verweiſung an die Abtheilungen die

Berathung fortgeſetzt werden ſoll . Daſſelbe geſchieht ,
wenninnerhalb vierzehn Tagen von der oberſten Staats -
behoͤrde keine Antwort erfolgt iſt , nach Abfluß dieſes
Terming , in ſofern die Kammer nicht beſchließt , noch
laͤnger warten zu wollen .

$ 6
Benn die Kammer beſchloſſen hat , die Motion in

etrachtung zu ziehen , ſo muß zu ihrer Pruͤfung eine
aus ſieben Mitgliedern beſtehende Commiſſion erwaͤhlt

Protokole gey 1, ammer . 3
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werden ; von derſelben ausgeſchloſſen ſind diejenigen

fuͤnf Mitglieder , welche die Motion unterzeichnet haben

S

Nach erfolgter Berichts Erſtattung entſcheidet die

Kammer mit Ausſchließung jener fuͤnf Mitglieder , welche

die Motion unterzeichnet haben , durch abſolute Stim —

menmehrheit , ob die Anklage ſtatt haben ſoll oder nicht ,

und im erſten Falle , wenn die Motion auf eine Anklage

gegen ſaͤmmtliche Mitglieder der oberſten Staatsbehoͤrde
gerichtet iſt , gegen welche Mitglieder derſelben ſie Statt

haben ſoll . Die Verhandlungen und die Mittheilung

an die andere Kammer geſchehen auf die gewoͤhnliche

Weiſe .

§. 8.

Die Kammer , an welche von der andern ein Antrag

auf Erhebung einer Anklage gebracht wird , beobachtet

das naͤmliche Verfahren , das bey andern Mitiheilungen

ſtatt Studet .

F —
Die Angeſchuldigten ( oder der Angeſchuldigte )

dirfen , mwenn fie auch nicht mehr Mitglieder Der ober -

ſten Staatsbehoͤrde ſind , allen Verhandlungen uͤber die

Anklage in beiden Kammern anwohnen , und muͤſſen ,

wenn ſie es verlangen , ſowohl bey den Disceuſſionen in

den Sitzungen der Kammern , als in den Commiſſionen ,

mit ihrer muͤndlichen oder ſchriftlichen Vertheidigung

gehoͤrt werden .

—

Den Mitgliedern der oberſten Staatsbehoͤrde ,

ſaͤmmtlichen Mitgliedern der Kammern , und den Ange —

ſchuldigten , darf die Einſicht aller bey der Commiſſion

vorhandenen Neten nicht verweigert werden .

GOEN E e N ———
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Ssi: Ei
enigen Wenn die Anklage von beiden Kammern beſchloſſenabem ift , fo ernennt jede Derfelben aus ihrer Mitte :

a ) zwey Commiſſarien zur Verfolgung derſelben vor
et die dem , zur Verhandlung und Entſcheidung daruͤber
welche geordneten Gerichtshof .
Stim - b) wey Stellvertreter dieſer Commiſſarien .

nicht ,

azklage Zweyter Zitek
hoͤrde

Von dem Gerichtshof ,Statt
eilung

a
§. 12.

—nliche Sede Anflage gegen Miniſter oder Mitglieder der
oͤberſten Staatsbehoͤrde wird vor einem befondern , dazu
eigens niedergeſetztes Staatsgerichtshof verhändelt
und entſchieden .

( ntrag
Ko TS,

achtet Zu dieſem Zwecke werden im Vor aus , je auf dieungen Dåuer von acht Fahren ; 32 Perſonen ernannt . Davon
ernennen Wir 16 , und jede der beiden ſtaͤndiſchen
Kammern 8.

digte ) S .
ober Unter den 16 Richtern , welche Wir ernennen , koͤn

er die nen Unſere Miniſter und die Mitglieder Unſerer oberſten
uͤſſen , Staatsbehoͤrde niemals begriffen ſeyn , wogegen auch
ren in die Kammern keine ihrer Mitglieder zuRichtern ernennen
ionen , Dürfen ,
igung Unter deñ g Mitgliedern ; welche jede der beiden

ſtaͤndiſchen Kammern zu ernennen hat , ſollen immer
wenigſtens vier rechtsgelehrte Staalsbienen feyn :

oͤrde
§. 15 .

—Ange - Wenn der Faͤll wirklicher Anklage eintrut , und der
niſſion tagtsgerichtshof in Thaͤtigkeit treten ſoll , ſo werden
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aus der Geſammtzahl der von Uns und den beiden Kam —

mern zum Voraus ernannten 32 Richter 16 durch das

Loos erwaͤhlt . Sind es der Angeſchuldigten mehr als

vier , ſo muͤſſen uͤber die Zahl 16 hinaus noch ſo viele

Richter durch das Loos erwaͤhlt werden , als die Zahl
der Angeſchuldigten die Zahl 4 uͤberſteigt .

§. 16 .

Zur Auswahl durch das Loos treten die von den

Kammern ernannten Anklage⸗Commiſſarien mit Commif -
ſarien der Regierung zuſammen . Die Angeſchuldigten
koͤnnen dieſem Act beywohnen .

— —
Von den durch das Loos bezeichneten 16 Richtern

koͤnnen die Angeſchuldigten ( oder der Angeſchuldigte )
vier verwerfen . Sind es der Angeſchuldigten mehr als

vier , und alſo auch mehr als 16 Richter durch das Loos

bezeichnet , ſo kann jeder der Angeſchuldigten einen

Richter verwerfen .

Wenn durch das Loos mehr als 16 Richter bezeich —
net ſind , aber von den Angeſchuldigten keiner verworfen
wird , ſo muß die Zahl der Richter wieder durch das

Loos auf 16 zuruͤck gebracht werden .

SE OG

Die von den Angeſchuldigten nit verworfenen
Richter bilden den Staatsgerichtshof fuͤrdieſen beſondern
Fall der Anklage .

§. I9 .
Den Praͤſidenten des Staatsgerichtshofes werden

Wir jedesmal nach freyer Wahl ernennen .

F. 0 -

Wir Selbſt werden den Praͤſidenten auf gewiſſen⸗
hafte Erfuͤllung ſeiner Richterpflicht beeidigen . Denſel⸗
ben Eid nimmt bey Eroͤffnung des Gerichts Yer Praͤſt⸗

— eS
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dent den uͤbrigen Richtern ab , in Gegenwart der ftån -— diſchen Anklage - Commiſſarien und des Angeſchuldigten .

r alg $ ;

viele Fnnerhalb 30 Lagen ,
Zahl Anklage der Kammer an un

der Staats Gerichtshof zuſa

ra
—22——

—
—

ZI .

von dem Tage an , wo die

S gebracht worden ift , fol
mmentreten .

—
n den Es follen daher ſogleich nach der Ueberbringung der
mmif - Anflage an Ung vie RegierungsCommiſſarien und die
igten ſtaͤndiſchen AnklageCommiſſarien zur Vornahme der in

den 66. 15 . und 16 . bezeichneten Auswaͤhl durch dag
Loos zuſammentreten .

LSN

D
a

T

E
o

n3

j
r
È

htern Die Einberufung der durch das Loos ernannten undigte ) von den Angeſchuldigten nicht verworfenen Richter an
Ar als den Sitz des abzuhaltenden Gerichts , geſchieht durch

Loos den Praͤſidenten des Gerichtshofes .
einen

§. 23 . E

—
Eben derſelbe ernennt auch den Gerichtsſchreiber 4Ta und beeidigt ihn bep der Eroͤffnung des Gerichts . J

—
De

D
Bon dem gerichtlichen Verfahren .

i 8fenen
S, i24 : j Pndern Das Verfahren vor dem Staatsgerichtshof iſt muͤnd⸗ RÈ

lih und öffentlich .
Dem öfentlihen und feyerlihen Verfahren gebt

*
erden ein daſſelbe vorbereitendes feherliches Verfahren vorher.

$. 25 -
;

A Sobald der Gerichtshof gebildet if , werden Wir

apl WdeSmal die von den Kammern an Uns gebračhte Anenſel⸗

praͤſt
lage ſammt ihren Belegen demfelben mittheilen laffen .praͤſi⸗
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oE

Nachdem der Gerichtshof die Anklage empfangen
und davon Einſicht genommen hat , waͤhlt er aus ſeiner
Mitte einen Ausſchuß , aus dem Praͤſidenten und zweyen

ſeiner rechtsgelehrten Mitglieder beſtehend , den er mit

der Leitung des vorbereitenden ſchriftlichen Verfahrens

beauftragt .

$k oh

In der AnklageActe muͤſſen alle Mittel , wodurch

der Beweis der Anklage gefuͤhrt werden ſoll , beſtimmt

und namentlich aufgefuͤhrt ſeyn . Wenn Beweis durch

Urkunden gefuͤhrt werden ſoll , ſo muͤſſen dieſe im Ori⸗

ginal oder in beglaubter Abſchrift beigefuͤgt ſeyn .

Soll Beweis durch Zeugen gefuͤhrt werden , ſo muͤſſen

die Zeugen benannt , und die Punkte , woruͤber ſie ver —

nommen werden follen , genau angegeben feyn .

S GE

Die Führung deg Beweifeg der Nnflage durch einen

dem ( oder den ) Angeſchuldigten aufzutragenden Eid iſt
nicht zulaͤſſig

S - 20
Die AnftageNcte mit ihren Betegen muf hierauf

dem ( oder den ) Angeſchuldigten zur ſchriftlichen Verthei⸗

digung mitgetheilt werden .

$. 30 .

In der Vertheidigungsſchrift muß der Angeſchul⸗

Digte Die Angeſchuldigten ) ſich uͤber die der Anklage —

Acte beygefuͤgten Beweismittel vorlaͤufig erklaͤren ; er

muß ſeine Einwendungen gegen die Aechtheit der Urkun —

den , die Zulaͤſſigkeit und Glaubwuͤrdigkeit der Zeugen

vortragen .

—

—
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—
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— — —
Will der ( die ) Angeſchuldigte einen Gegenbeweis

fuͤhren , ſo muß er die Mittel deſſelben auf die im §. 27 .
geordnete Weile beſtimmt nambhaft machen ,

SRPA

Vertheidigungs ſchrift wird den ſtaͤndiſchen An⸗

klageCommiſfarien zur Nachricht mitgetheilt .

Iſt mit der Vertheidigungsſchrift ein Gegenbeweis
angetreten , ſo hat die AnklageCommiſſion ſich noch dar —
uͤber auf die im 5. 30 . geordnete Weiſe zu erklaͤren .

$. 34 .

Die Frien in diefem Vorverfahren fegt der Mus -

fhug des Gerichtshofs nach eigenem Ermefen feft .

———

Auf gleiche Weiſe beſchließt er uͤber Friſtverlaͤnge⸗
rungsGeſuche und beſtraft den Ungehorſam durch Straf⸗
verfuͤgungen oder Praͤcluſivbeſcheide .

Sa
Wenn dag vorbereitênde Verfahren vollendet ift , fo

beginnt fpåtefteng 10 Lage Hernach dag Schlußverfahren
in feyerlicher oͤffentlicher Sitzung .

8 37
Bey Eroͤffnung der Verhandlungen muͤſſen wenig —

ſtens 12 Richter gegenwaͤrtig ſeyn . Wenn dieſe Zahl
nicht voll iſt , ſo muß ſie durch das Loos ergaͤnzt wer -

den; in dieſem Fall muß ein Richter mehr , als zur

Ergaͤnzung der Zahl von 12 erforderlich iſt , durch das
toog bezeichnet werden . Dem @en ) Angefhuldigten
ſteht alsdann dag ! Recht zu , von den Neugewåhlten
einen zu verwerfen .

Die

Fe
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—
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8. 38

Nachdem der Gerichtshof eroͤffnet iſt , werden zu—⸗

voͤrderſt in Gegenwart der Partheien die Anklagegcte
und die Vertheidigungsſchrift ihrem ganzen Inhalte
nach durch den Gerichtsſchreiber oͤffentlich abgeleſen .

§. 39 .

Auf gleiche Weiſe werden alle Beweis - und Gegen —
beweis - Urkunden oͤffentlich abgeleſen .

= 46 .

Die Beweis - und GegenbeweisZeugen werden ſo —

fort durch den Praͤſidenten des Gerichts oͤffentlich beei —

digt , und uͤber die vorher feſtgeſetzten Punkte der Reihe
nach vernommen .

854
Es ſteht beiden Partheien frey , den Zeugen dabey

Fragſtuͤcke vorzulegen , uͤber welche der Praͤſtdent ſie
ebenfalls zu vernehmen hat .

$e 4e

Haͤlt der Praͤſident dafür , daß ſolche Fragſiuͤcke
nicht zur Sache gehoͤren , ſo hat er daruͤber die Meinung
des Gerichtshofs einzuholen . Dieſer beſchließt mit

Stimmenmehrheit , ob ſie zuzulaſſen oder zu ERES
find .

S. 43 -

Auch der Pråfident . ind die Richter find befugt ,
Den Zeugen Fragtüce vorzulegen , wenn fie dieß zur

beſſern Auftlaͤrung der Sache fuͤr noͤthig erachten .
§. 44 .

Wenn waͤhrend des Laufes der oͤffentlichen Ver —

handlungen die eine oder andere Parthei neue Beweis —

mittel vorbringt , ſo beſchließt der Gerichtshof , ob eine

i ſolche neue Beweisfuͤhrung zulaͤſſig iſt oder nicht . Im
i erten Fall wird dag öffentliche Hauptverfahren vorlåufig
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eingeſtellt , und ein auf die vorgebrachten neuen Beweis⸗
mittel bezuͤgliches

rgi Vorverfahren eingeleitet .
— *

Wenn die ſaͤ ` d
r .

N
halte

e F ſaͤmmtlichen Proceßacten verleſen , die 3
n .

E ANA Gegenbeweisdeugen vollſtaͤndig vernom⸗ Rl
men Gnd, fo fegt der Pråfident deg Gerichts für das £

egen - CS Berfahren einen Termin feft , welcher jedoch von RA
em Schluß des erſten Acts des oͤffentlichen Verfahrens

nicht um mehr als 1o Tage entfern ſeyn darf . O
n foz §. 46 . o x
biete ` Dabey hat einer der AnklageCommiſſarien, den die Ri

Reihe übrigen unter fich nach freyem Ermefjen waͤhlen , in oͤf⸗
fentlicher Sitzung die Thatſachen , worauf die Anklage pS
fich grùndet , und die Beweiſe , welche Dafůr erhoben È

aben worden find , vorzutragen , und am Schluffe feinen fòrme D
t fiè

lichen Xntrag an Den Gerichtshof zu ſtellen . E
Sev 47 ; *

Unmittelbar nachdem der oͤffentliche Anklaͤger ſeinen

ſtuͤcke Vortrag geendet , iſt der ( die ) Angeſchuldigte mit ſeiner H `
nung

Cihrer ) öffentlichen Bertheidigung 4u hören . Gind eg IJ

Ha
der Angeſchuldigten mehrere , ſo hat jeder das Recht ,

erfen ſich beſonders zu vertheidigen . pe
S- 48 . 42

Jeder Angeſchuldigte iſt befugt , ſeine Vertheidi — IY
fugt, Sung yor Gericht felh zu führen , oder fich einen Ber : i
zur theidiger frey zu waͤhlen . Wenn der Angeſchuldigte ſich

durch einen Rechtsfreund hat vertheidigen laſſen , ſo darf
er deſſen ungeachtet , nachdem dieſer ſeinen Vortrag ge —

Ver- endet haty auch noch ut ifeiner Rechtfertigung felbf dag

—
Wort nehmen .

eine —

Ym S
Wenn an dem feſtgeſetzten Tage weder der ( die )

— * ngeſchuldigte in Perſon , noch fuͤr ihn ( ſie ) ein Verthei —
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diger erſcheint , ſo wird nur der Anklaͤger mit feinem

Vortrag gehoͤrt . Alsdann wird fuͤr den Angeſchuldig —

ten ein Vertheidiger von Amtswegen beſtellt , welcher

laͤngſtens binnen 10 Tagen ſeine Vertheidigung in oͤf⸗

fentlicher Sitzung vorzutragen hat : ind eg Der Yn -

gefhuldigten mehrere , fo wird fúr jeden Nichterſchiene⸗
nen von Amtswegen ein beſonderer Vertheidiger beſtellt .

§ 50

Nach angehoͤrter Mnélage und Vertheidigung treten

die Richter zur geheimen Berathſchlagung zuſammen .

GSI

Wenn die Mehrzahl der Rihter zur Faffung deg

Urtheils Bedenkzeit verlangt , fo darf der Pråfident fie

bewilligen . Doch darf die Verkuͤndung des Urtheils

nie ſpaͤter als 10 Tage nach dem Schluß der Verhand⸗

lungen erfolgen ,

esa

Kein Richter fann an der Berathſchlagung uͤber das

Urtheil und defen Mbfafung Antheil nehmen , Der niht

den faͤmmtlichen oͤffentlichen Verhandlungen in der Ei —

genſchaft als Richter angewohnt hat . Der Gerichtshof hat
zu beurtheilen und zu entſcheiden , ob die Gruͤnde , wo⸗

mit etwa nicht erſcheinende Richter ihr Ausbleiben zu

rechtfertigen verſuchen , genuͤgend ſind oder nicht , und

im letztern Fall gegen die Ausbleibenden die geeigne —

ten Maaßregeln anzuordnen .

—

Wenn waͤhrend der oͤffentlichen Verhandlungen die

Zahl der Richter unter J0 herabſinken ſollte , ſo muͤſſen

die Verhandlungen eingeſtellt , der Gerichtshof auf die

im §. 37 . vorgefchricbene Weife ergångt , und fodann

die dffentlichen Verhandlungen aufs Neue vorgenommen

werden .
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S. 54 .
Die Abſtimmung der Richter geſchieht maͤndlich .

OIO
Der Praͤſtident gibt dabey keine Stimme ab .

o%
k 56.

Jedes Straferkenntniß erfordert wenigſtens :
wenn die Zahl der Riter 16 if , 1o Stimmen .

a a
F s z 2 z 4s 9 z

:
z 2 3 ⸗ 3 8

F 3 2 s z I > s 8 z
z z s s z II - s 7 2
e z 2 ⸗ I0 7 Z

So
edeg Urtheif des Gerichtshofs muf auch úber die

Koſten des Prozeſſes erkennen . Diejenigen Roften , wele

he durch die Anordnung eines befondern Gerichtshofs
und durch dag von dem gewöhnlichen abweichende oͤf⸗
fentliche Verfahren ſich ergeben , werden jedoch immer
von der Staats Caſſe beſtritten .

S. 58 .
Die Verkuͤndung des Urtheils geſchieht in oͤffentli —

cher feyerlicher Sitzung .

§. 59 .

Nach der Beendigung des Prozeſſes macht der Ge —

richtshof die ſaͤmmtlichen Actenſtuͤcke und Protokolle durch
den Druck bekannt , und theitt Abſchrift des Urtheils
Unſerer oberſten Staatsbehoͤrde mit .

§. 6o .
Wonn fich bey den Verhandlungen uͤber den Ges

genſtand der Anklage Anzeigen ergeben haben , daß mit
ò“ eE Bertegung der Verfafung zugleich ein anderes be -
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ftimmteg Berbrechen verbunden mar , fo hat der Staats -

gerichtshof nach gefaͤlltem Urtheil die Acten an die oberſte

Staatsbehoͤrde abzugeben .

861 .

Ueber alle in Hinſicht des Verfahrens eintretende

Faͤlle und Fragen , welche in dieſem Geſetze niht aug -

druͤcklich entſchieden ſind , beſchließt der Gerichtshof nach
der Meinung der Mehrheit ſeiner Glieder .

Gireta tek

Von dem Vollzug des Urtheils .

AES

Der Vollzug jedeg von dem Staatsgerichtshof aus —

geſprochenen Urtheils ſteht Unſerer oberſten Staatsbe⸗

hoͤrde zu .

—

Nachdem dieſelbe die Mittheilung des Urtheils von

dem Staatsgerichtshof empfangen , hat ſie von Uns zu

vernehmen , welchen Gebrauch Wir von dem Uns ver —

faſſungsmaͤſſig zuſtehenden Begnadigungsrechte zu ma —

chen geſonnen ſind . Nach Empfang Unſerer Entſchlieſ⸗

fung úber dieſen Punkt trift ſte die noͤthigen Anordnun —

gen zum Vollzug des Urtheils .

Beylage Ziffer 17 .

Durchlauchtigſte , Hochverehrteſte Herren !

Bey der erſten Verſammlung der Staͤnde des Groß⸗

herzogthums ging aus Ihrer Mitte der Antrag hervor ,

Seine Koͤnigliche Hoheit den Großherzog um den Vor —⸗

ſchlag eines Geſetzes zu bitten , wodurch die beſtehenden
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Verordnungen wegen der zumStudieren noͤthigenStaats —
Erlaubniß gaͤnzlich aufgehoben , oder doch weſentlich
gemildert wuͤrden .

Diefer Antrag fand in der zweyten Kammer jene
guͤnſtige Aufnahme , die in unſern Tagen jeder Vorſchlag
erwarten darf , welder denr Stande der oͤffentlichen Bil —
dung angemeſſen , und auf Entwickelung von Inſtitutio —⸗
nen gerichtet iff , die mit dem Ginn und Geifte einer
freyſinnigen Verfaſſung im Einklang ſtehen .

Die vereinten Wuͤnſche beider Kammern ſind von
Unſerm erhabenen Regenten nicht unbeachtet geblieben,
und es iſt mir der hoͤchſt ehrenvolle Auftrag zu Theil
geworden , einen ihre volle Erfuͤllung bezweckenden Ge—
ſetzes Entwurf dieſer hohen Kammer zur Pruͤfung vor —
zulegen .

Dieſe Gewaͤhrung deſſen , was Sie , hochverehrteſte
Herren , in ſchoͤnem Eifer für die fortfehreitende Aug :
bildung Unſerer conſtitutionellen Einrichtungen ſelbſt
gefordert haben , bedarf bey Ihnen keine Rechtfertigung .
€ s fey mir daher vergoͤnnt , kurz auf die Geſichtspuncte
hinzudeuten , aus welchem der Geſetzes Entwurf im Ein -
klang mit den in dieſer hohen Kammet beens ausgeſpro⸗
chenen Anſichten , bearbeitet iſt .

Indem der Jugend des Vaterlandes die volle und
unbedingte Freyheit eingeraͤumt wird , zu ſtudieren , was
ſie will , und wo ſie es will , entſteht zugleich die uner —

laͤßliche Nothwendigkeit , den Staat gegen das Andrin —
gen ſich immer vermehrender Anſpruͤche auf Anſtellung
e öffentlichen Dienfte zu ſichern , Anſpruͤche , denen
er in der Zukunft immer weniger zu entſprechen im Stan⸗
de ſeyn wird , und zwar in demſelben Verhaͤltniß , in

em die Regierung den oft und laut geaͤußerten Wuͤn⸗
EN Deg Volfs und feiner Vertreter entgegenkommend ,
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auf Vereinfachung des Staatsorganismus Bedacht

nehmen wird .

Die Bewilligung dêr vollen Studierfreyheit legt

ferner der Régierung die Pflicht auf , Borforge zu trefe
bi

fen , daf dadurch der gruͤndlichen Erlernung der Wiſſen — D

ſchaften nicht Eintrag geſchehe , daß die Júnglinge dié
tii

hoͤhern Lebranftalten nicht ohne die noͤthige Vorberei —

tung befuchen , dag niht Seichtigfeit und Oberflaͤchlich⸗ *
keit an die Stelle tuͤchtiger wiſſenſchaftlicher Ausbildung

de

treten , und fo dag von Ihnen erſtrebte Gute durch un —
qi

verſtaͤndigen Gebrauch der Freyheit ſich in ein ſchweres
AT

tebel verwandle. *
Die Regierung iſt ſich bewußt , ihre Beſchluͤſſe in

dieſer hochwichtigen Angelegenheit auf grundliche Wuͤr⸗

digung der Beduͤrfniſſe der Zeit in ihren vielſeitigen
ha

Beziehungen gebaut zu haben , und legt daher dieſen fal
Geſetzentwurf vertrauungsvoll in die Haͤnde der erleuch — *
teten Vertreter des badiſchen Volkes .

ga !

í
tid

ni À E un
Heylage Bife 18 =

Durchlauchtigſte *
Hochverehrteſte Herren ! S

&n dem §. 8. de auf dem legten Landtag ju Stande An

gekommenen Geſetzes uͤber die Verantwortlichkeit der we
oberſten Staatsdiener iſt ausgeſprochen , daß uͤber das No

gerichtliche Verfahren naͤhere geſetzliche Vorſchriften er⸗ ten

laſſen werden ſollen . *
Ihren uͤbernommenen Verpflichtungen getreu , hat die h í

I
í Regierung fich mit Dem Entwurf eines Proecedurgeſetzes

eunen ———
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acht beſchaͤftigt, und es iſt mir nunme
Ibnen dag . Refultat vielfeitiger Erwägung zur verfafſungsmaͤßigen Berathung vorzulegen ,fegt Der §. 8 des Geſetref⸗
darfuß —— ~

ſeſeses von 1820 hatte dag Bes

ſſen⸗ Rormen nicht vollſtaͤndig ausgedruͤckt ;denn er ſpricht nur—— von Vorſchriften fuͤr das gericht⸗die
liche Verfahren. ſch f f. 8 h

,

AnA

br die Ehre geworden ,

a

PerM E8 find aber fefe H i u —lich⸗ ia baibin g
ſte Vorſchriften fuͤr das der Anklage

aai
ai — vorhergehende Verfahren nicht min —⸗

—
iiia S ehrlich. Dieſem Beduͤrfniſſe hilft der erſte

— es Geſetzes Entwurfs uͤber die Procedur ab ,ie es zu hoffen erlaubt ſeyn wird , auf eine allen

—* conſtitutionellen Ruͤckſichten genuͤgende Weiſe .
Bit Sür die Verhandlung der Xnflage vor Gericht
isi

hat dag
Gefeg von 1820 ein geheimes ſchriftliches Ver —

* fahren angeordnet . Die Regierung konnte ſich jedoch
— * verbergen, auf welch uͤberwiegendes Gewicht der

Gruͤnde jene Stimmen ſich ſtuͤtzten , die bey den Dis —
cuſſionen in beiden Kammern fuͤr Rechtsfaͤlle von ſo
ganz beſonderer Beſchaffenheit auf ein von den gewoͤhn⸗lichen gerichtlichen Formen abweichendes oͤffentlichesund muͤndliches Verfahren gedrungen hatten . Sie er —
wog; daß der groͤßte Gewinn , welcher das Geſetz uͤber
die Verantwortlichkeit der oberſten Staatsdiener dem

zenten und ſeinem Volke verheißt , zwar in ſeiner
———— Kraft liege , und die Faͤlle der wirklichen

ande Antlage immer ſehr ſelten bleiben werden ; daß aber ,
der venn ein ſolcher Fall einmal wirklich eintrete , die ganze
das Sae deg Verhaͤltniſſes fordere , daß auf die vorberei —⸗
n ers i Verhandlung in beiden Kammern , welche mit al -

— und Oeffentlichkeit Statt hat , eine ge —
t die

òf
tcheProͤcedur folge , die nicht minder feyerlich und

ſetzes entlich durch ihre impoſante Formen den wohlthaͤtigen

—

ran

r

A

í

E

aA
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Eindruck erhaͤlt und verſtaͤrkt , den eine Rechts ſache die⸗

ſer Art hervozubringen geeignet iſt , eine Procedur , de
welche die Entſcheidung mit derjenigen Raſchheit herbey —

fuͤhrt , die man ſich von der Verhandlung einer ſolchen eir

Anklage kaum getrennt denken kann , eine Procedur end⸗
Di

lich , welche die Verfaſſung und die Grundgeſetze des

Staats in ihrer ganzen Majeſtaͤt erſcheinen laͤßt. rer

Die Regierung erwog ferner , wie die Rúdfichten S.

der Gerechtigfeit und Schonung får den Angeklagten eni

gebieten , Dag er , nachdem Åber die Mnflage gegen ihn ge

in jwey Kammern óffentlich verhandelt worden , mit feiz Faͤ
ner Rechtfertigung niht auf den Weg deg geheimen ten

Verfahrens verwiéfen , fondern ihm die Mittel gelaşen Wi

werden fich eben fo óffentlich zu vertheidigen , alg er anz tag
gefchuldigt worden , Die Mittel , wodurch eg ihm einzig in

gelingen fann , feinen Sieg vor Gericht , atch gu einem tur

iege in der öffentlichen Meinung zu erheben , die Mittel unf
endlich , welche felbf dem Unterliegenden noch die Hoffnung unt

lafen , durch eine maͤnnlich kraͤftige Vertheidigung die

Achtung der Welt zu gewinnen , oder zu behaupten .
Gegen Beweggruͤnde von ſo ſtarkem Gewichte konnte Ber

das Bedenken nicht aufkommen , daß das oͤffentliche Ver ? fore

fabren in folchen Fållen der Mnflage , eine von dem al

gemeinen Gerichtsgebrauch im Großherzogthum abwei —
übe

chende Anomalie fey . Dennes låft fich nicht verkennen , Gr!
daß das ganze Verfahren der Anklage der ſtaͤndiſchen blic
Kammern gegen hohe Gtaatgbeamte , und der dabet se
niht ju umgebende Anklage - Prozeß ſelbſt fuͤr uns ta
dDurchaug neue , von der bidherigen und allgemeinen Re J
gel des Verfahrens bey unſern Gerichtshoͤfen ganz ab⸗ nit
weichende Schoͤpfungen ſind . Die oͤffentliche muͤndliche

lih
' Verhandlung findet auch in den Kammern ftatt , und if gerií

hier bereitg zu einer ſichern Uebung gediehen .
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Die Regierung glaubt demnach auf den Beyfallder aufgeklaͤrten oͤffentlichen Stimme rechnen zu duͤrfen ,indem ſie Ihnen Hochhverehrteſte Herrn ! den Entwurfeines Procedurgeſetzes vorlegt , deſſen Grundlage dieOeffentlichkeit der gerichtlichen Verhandlungen iſt .

Eine unvermeidliche Folge des oͤffentlichenVerfah⸗rens iſt die Abänderung der Anordnung , welche der. 7. Des Gefeges bon 1820 Ùùber die richtende Behoͤrdeenthält , An die tefe des dort bezeichneten Oberhof⸗gerichts muß nun nothwendig ein beſonderer , fuͤr dieFaͤlle ſolcher Anklage eingeſehter Staatsgerichtshof tre⸗ten , - Sie Regierung erfùllt auch damit nur ceinenWunſch , den bey den Verhandlungen auf dem Land -tage von 1820 viele der achtungswertheſten Stimmenin beiden Kammern , geſtuͤtzt auf Gruͤnde politiſcher Na —tur und mit voller Anerkennung der fleckenloſen Wuͤrdeunſers oberſten Gerichtshofes , ſeiner Unabhaͤngigkeitund Unpartheilichkeit — zu erkennen gegeben hatten .

In den Vorſchlaͤgen uͤber die Bildung des Staats —
gerichts hofes werden Sie , Hochverehrteſte Herren ! die

ſorgfaͤltigſte Beachtung aller unerlaͤßlichen Ruͤckſichtenauf Urtheilsfaͤhigkeit der Richter , und eine von jedemuͤberwiegendenEinfluß moͤglichſt befreyte Stellung desGerichtes ſchwerlich vermiſſen . Es wird Ihrem Scharf⸗blicke nicht entgehen , wie der Bedacht darauf genommenworden iſt , den ſtaͤrkſten aller bekannten Einwuͤrfe gegendie Aufſtellung eines Staatsgerichtshofes , daß er naͤm —lich doch immer nur ein fuͤr den einzelnen Falle erichtetesaußerordentliches Gericht , ein Gpecial - Tribunal ſey ,durch die Art und Weiſe ſeiner Zuſammenſetzung moͤg⸗*
Die Errichtung eines Staats —

J zu entkraͤften. —
gerichtshofes und di Einfuͤhrung des oͤffentlichen nd

X r, Kammer .
; y
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muͤndlichen Verfahrens vor : demfelben begråndeten f

mit eine Abaͤnderung des Geſetzes vom 5. Oct . 182 %

uͤber die Verantwortlichkeit der oberſten Staatsdienel

ſelbſt in ſeinem F. . u . 8 . Davon war aber wieder d de

Golge eine erneuerte ' Beleuchtung und Prüfung DA żel

ſaͤmmtlichen Beſtimmungen dieſes Gefegeg , woraus W

danh die Ueberzeugung hervorging , Daf eine neue RY

daction deſſelben fuͤr die Entwickelung und XughiMung

unſerer conſtitutionellen Inſtitutionen nur von heilſa⸗
mer Wirkung ſeyn koͤnne .

Dieſes Geſetz kann aber ohne Zuſtimmung der bei⸗
den Kammern nicht abgeaͤndert werden . Die Regie —

rung legt demnach Ihnen , Hochverehrteſte Herrn ! hie⸗
mit einen neubearbeiteten Entwurf jur Berathung vot

Die Abaͤnderungen des beſtehenden Geſetzes , die ſich

Ihrem Blick leicht von ſelbſt darbieten werden , habel

kein anderes Ziel , als die noch immer etwas fremdarl

tige Pflanze in unſerm Boden und Clima heimiſchet

zu machen , die conſtitutionelle Lehre von der Beran ”

wortlichkeir der oberſten Staatsdiener unſerm Staats

* organismus mehr anzupaſſen , ihr eine leichtere und

dem Zwecke gewiſſer entfprehende Anwendung 4l

ſichern , und ſomit die wohlthaͤtigen Fruͤchte unſerer tref

lihen Verfafung au vermehren , und einer immer g”

deihlichern Reife entgegenzufuͤhren .

Die Regierung wuͤnſcht nichts lebhafter , als daf

Sie , Hochverehrteſte Herrn ! in dieſen Vorſchlaͤgen zu

Abaͤnderungen des Hauptgeſetzes wahre Verbeſſerunge !
erkennen moͤchten .

H Taun a a
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Beylage Ziffer 19 .
An die Hochverehrliche Erſte Kammer der Landſtaͤnde

des Großherzogthums Baden wagt der Endes - Unter⸗
——— den Antrag zu richten ,

fuͤr
die Dauer dieſes Landtags eine ſtaͤndige

Commijfion àu ernennen , an welche Antråge und
Motionen , welche die Auslegung der Verfaſſungs⸗
Urkunde oder der Geſchaͤfts- Ordnung betreffen ,
zur Berichtserſtattung verwieſen werden koͤnnen .

arlsruhe , den 30 . Maͤrz 1822 .

Zachariaͤ .
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